Falsche Rechnungen berichtigen
Für falsche Rechnungen, bei denen der Umsatzsteuerausweis berichtigt werden muss, gelten seit 1. Januar 2004 neue Berichtigungsregeln. handwerk.com hat für Sie die wichtigsten Infos zusammengestellt. 

Umsatzsteuer falsch ausgewiesen 
Weist ein Handwerker beispielsweise die Umsatzsteuer in seiner Rechnung zu hoch aus, schuldet er diese nach wie vor nach Paragraf 14 c Abs. 1 UStG dem Finanzamt. Doch diese falsche Rechnung lässt sich nach Paragraf 17 Abs. 1 EStG berichtigen. Neue Formalien sind in diesem Fall nicht zu beachten. 

Beispiel: Handwerker Müller stellt eine Rechnung über 2.000 Euro zuzüglich 480 Euro Umsatzsteuer. Diese Umsatzsteuer – obwohl zu hoch – schuldet er nach § 14c Abs. 1 UStG. Diese falsche Rechnung kann er jedoch berichtigen, indem er sie vom Rechnungsempfänger zurückfordert und eine richtige Rechnung mit einem Umsatzsteuerausweis von 320 Euro ausstellt. 

Unberechtigter Steuerausweis 
Handwerker, die unberechtigt Umsatzsteuer in Rechnung stellen, schulden diese nach § 14c Abs. 2 EStG ebenso. Gemeint sind Rechnungsaussteller, die keine Unternehmer sind, unter die Kleinunternehmerregelung fallen oder Scheinrechnungen stellen, also die abgerechnete Leistung selbst nicht erbracht haben. Der Empfänger einer solchen Rechnung ist nicht zum Vorsteuerabzug berechtigt. 

Soll eine Rechnung mit unberechtigtem Umsatzsteuerausweis berichtigt werden, sind seit 1. Januar 2004 formal neue Regelungen zu beachten. Bevor die Rechnung berichtigt wird, muss der Rechnungsaussteller dies schriftlich beim Finanzamt beantragen. Dem Finanzamt muss man dann plausibel nachweisen, dass durch die Berichtigung keine Gefährdung des Steueraufkommens besteht. 

Im Klartext heißt das: Der Handwerker muss dem Finanzamt nachweisen, dass der Rechnungsempfänger keine Vorsteuer geltend gemacht hat beziehungsweise dass dieser bereits erstattete Vorsteuerbeträge aus dieser Rechnung wieder ans Finanzamt zurückbezahlt hat. Um die Zusage vom Finanzamt schneller zu ergattern, empfiehlt es sich, dem Antrag die Adressdaten des Rechnungsempfängers und dessen Zustimmung zur Rechnungsberichtigung beizufügen. Erst im Voranmeldungszeitraum nach der Zusage des Finanzamts und der Beseitigung der Gefährdung des Steueraufkommens kann die Rechnungsberichtigung erfolgen. 

Beispiel: Handwerker Maier wird beim Finanzamt als Kleinunternehmer geführt, weist also keine Umsatzsteuer aus und macht keinen Vorsteuerabzug geltend. In einer Rechnung wies er jedoch versehentlich Umsatzsteuer aus (4.000 Euro zuzüglich 640 Euro Umsatzsteuer). Der Rechnungsempfänger, der von der Kleinunternehmerregelung nichts wusste, beantragte aus der Rechnung den vollen Vorsteuerabzug. Möchte Maier die Rechnung berichtigen, muss der den Rechnungsempfänger um Zustimmung bitten und um Rückzahlung der erstatteten 640 Euro. Anschließend muss er einen Antrag beim Finanzamt stellen, dass er die Rechnung berichtigen möchte. Erst nach dem Ja des Finanzamts und wenn die Rückzahlung der Vorsteuer erfolgt ist, darf die Rechnung endgültig berichtigt werden. 

Steuerausweis bei Geschäftsveräußerung 
Das neue Antragsverfahren gilt jedoch nicht nur bei unberechtigtem Steuerausweis, sondern in zwei Ausnahmen auch bei unrichtigem Steuerausweis. Ein Antrag muss beim Finanzamt gestellt werden, wenn anlässlich einer Geschäftsveräußerung nach § 1 Abs. 1a UStG versehentlich Umsatzsteuer ausgewiesen wurde oder wenn der Verzicht auf eine Steuerbefreiung rückgängig gemacht werden soll. 

Weitere Neuregelungen für Rechnungen von A bis Z 

Rechnungen im Sinn des § 14 UStG müssen seit 1.1.2004 grundsätzlich zusätzlich folgende Merkmale enthalten: 

· Die Steuernummer des leistenden Unternehmers oder die vom Bundesamt für Finanzen erteilte Umsatzsteuer-Identifikationsnummer. 

· Das Ausstellungsdatum. 

· Eine fortlaufende Nummerierung zu eindeutigen Identifizierung der Rechnung. 

Erhalten Sie von einem Unternehmer eine Rechnung, achten Sie darauf, dass diese sämtliche geforderten Angaben enthält. Für den Vorsteuerabzug muss bei Rechnungen bis zum 30. Juni 2004 mindestens die Steuernummer oder die Umsatzsteueridentifikationsnummer enthalten sein. Das Ausstellungsdatum und die fortlaufende Nummerierung muss erst auf Rechnungen ab dem 1. Juli 2004 vermerkt werden (BMF, Schreiben v. 19.12.2003, IV B 7 – S 7300). 

Auch bei so genannten Kleinbetragsrechnungen (Rechnungen bis zu 100 EUR) gelten Neuerungen. Spätestens ab dem 1. Juli 2004 müssen auf diesen ebenfalls das Ausstellungsdatum und der darauf anzuwendende Umsatzsteuersatz ausgewiesen werden. Die Angabe der Steuernummer beziehungsweise der Umsatzsteueridentifikationsnummer ist nicht vorgeschrieben. 

Rechnen Sie als Unternehmer eine erhaltene Leistung mit einer Gutschrift ab, muss diese die Steuernummer beziehungsweise die Umsatzsteueridentifikationsnummer des leistenden Unternehmers (Gutschriftsempfängers) ausweisen und nicht Ihre Steuernummer. 

Rechnungen müssen nicht nur zehn Jahre lang im Inland aufbewahrt werden. Seit 1. Januar 2004 gilt vielmehr: Die Rechnungen müssen innerhalb der Aufbewahrungsfrist „lesbar“ aufbewahrt werden. Haben Sie also Rechnungen auf Thermopapier erhalten (meist an Tankstellen oder Bahnhofsständen), sollten Sie diese stets sofort kopieren, da diese meist nach einem oder zwei Jahren ausbleichen und so bei späteren Überprüfungen unleserlich sind. 



